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Den Schulstandort Herbrum erhalten  

Die SPD-Fraktion Papenburg begrüßte die Feststellung des 

Kreisrates Reinhard Winter in der Schulausschusssitzung des 

Landkreises, dass mittelfristig im Landkreis Emsland kein 

Schulstandort gefährdet wäre. Während im Landkreis Emsland 

CDU-Kreistagsabgeordnete und Gemeinden mit CDU-Mehr-

heit die Grundschulen vor Ort erhalten wollten, beschloss die 

CDU in Papenburg, die Grundschule in Herbrum zu schließen. 

 Die SPD-Fraktion forderte vor diesem Hintergrund, dass die 

CDU in Papenburg ihren Beschluss korrigieren sollte und den 

Erhalt des Schulstandortes Herbrum durch Modelle sichert, 

wie sie bei der Schulausschusssitzung des Landkreises vorge-

stellt wurden.  

Die Kreisverwaltung hatte auf Antrag der SPD-Kreistagsfrak-

tion einen Sachstandsbericht in den Schulausschuss einge-

bracht. Die Einschätzung des Kreises, mittelfristig sei kein 

Standort gefährdet, galt grundsätzlich für die allgemeinbilden-

den Schulen. Es ständen den Kommunen mehrere Möglich-

keiten offen, bestehende Schulangebote zu sichern und zu 

stabilisieren. Genannt wurden hier die Fortführung als soge-

nannte Kleine Grundschulen, Kombiklassen, organisatorische 

Zusammenlegung von Schulen sowie eine gemeindeübergrei-

fende Zusammenarbeit. So würden vermehrt Kombiklassen 

gebildet beziehungsweise Kooperationen von Grundschulen in 

Nachbarorten. An 17 der 121 Grundschulen im Kreisgebiet 

bestanden bereits Kombiklassen. Das entsprach einem Anteil 

von 17 Prozent. In den kommenden Jahren dürfte dieser Wert 

weiter ansteigen. Die Kreisverwaltung rechnete damit, dass in 

fünf Jahren 36 Grundschulen (30 Prozent) Kombiklassen mit 

jahrgangsübergreifendem Unterricht bilden müssten. Die 

Grundschulen Wippingen und Renkenberge sollten beispiels-

weise organisatorisch zusammengefasst werden. Im Zuge der 

Kooperation würden dann die Jahrgänge 1 und 2 an dem einen 

Standort unterrichtet, die Klassen 3 und 4 an dem anderen.  

Eine solche Möglichkeit wäre nach Auffassung der SPD-Frak-

tion Papenburg auch für Herbrum und Aschendorf denkbar. 

Eine Entscheidung zum jetzigen Zeitpunkt über die Auflösung 

der Grundschule Herbrum war also nicht notwendig. Auch 

Kultusminister Busemann ermunterte die Kommunen, mit der 

Regierung um den Erhalt der kleinen Schulen zu kämpfen. 

Diese Botschaft schien in Papenburg noch nicht angekommen 

zu sein, denn ohne zwingenden Grund wurde der Schulstandort 

Herbrum im Wahlkreis des Ministers aufgegeben. 

Juli 2007 
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Baubegleitende Kommission für das Jugendzentrum  

Nachdem in dem Ausschuss für Kita, Jugend und Schule und 

in der Ratssitzung zahlreiche Veränderungswünsche für den 

Bau des Jugendzentrums vorgebracht wurden, forderte die 

SPD-Fraktion für die Umsetzung dieser Vorschläge eine bau-

begleitende Kommission aus Vertretern aller Fraktionen, dem 

Jugendzentrum und dem Jugendstadtrat. Damit könnte Bürger-

meister Bechtluft sein Versprechen einlösen, berechtigte Vor-

schläge zu prüfen und eine breite Akzeptanz für den Neubau 

des Jugendzentrums zu gewährleisten. 

Zu den Anregungen gehörten zum Beispiel die Möglichkeiten 

von Solarenergienutzung genauso wie die Vergrößerung des 

Probenraumes für Musikbands. Auch die Möglichkeiten der 

Erweiterung von Lagerflächen und die Erweiterung von Mehr-

zweckräumen sollte in die Baugestaltung einfließen. Die Kom-

mission könnte auch behilflich sein bei Vorschlägen für die 

Außengestaltung einschließlich einer eventuellen begrünten 

Einfriedung des Geländes. Außerdem könnte die Kommission 

Vorschläge machen, wie Jugendliche bei der Bauausführung 

beteiligt werden könnten.  

Mit den Möglichkeiten der vertieften Berufsorientierung 

könnte die Agentur für Arbeit Projekte fördern, bei denen 

Firmen Schülern die Möglichkeit geben, an bestimmten 

Bauarbeiten oder Bauausführungen unter An-leitung von 

Handwerkern mitzuwirken. Bei dieser vertieften 

Berufsorientierung könnte es sich um Maurerarbeiten, Maler-

arbeiten, Fliesenlegearbeiten, Holzverkleidungen und Tischler-

arbeiten für Theke oder Bühnenelemente handeln. Selbst Pflas-

terarbeiten im Außenbereich könnten dazu gehören. Auch bei 

der Umsiedlung der Skaterbahn könnten Jugendliche beteiligt 

werden. Weitere Möglichkeiten wären sicherlich bei genauer 

Prüfung möglich. So könnten einerseits Kosten gespart, ande-

rerseits die Motivation und Identifikation der Jugendlichen mit 

dem Jugendzentrum gefördert werden. 

Rückblick und Ausblick der SPD-Fraktion   

Nach fast einem Jahr Ratsarbeit mit der neuen Fraktion blickte 

die SPD mit Sorgen in die Zukunft. Der Zerfall der CDU-Frak-

tion und die Unberechenbarkeit der FDP waren keine guten 

Voraussetzungen für die zukünftige Stadtpolitik. Hinzu kamen 

die Management-Fehler des neuen Bürgermeisters, die dem 

Ansehen der Stadt im Landkreis und im Land Niedersachsen 

schadeten. 

Die SPD-Fraktion war angetreten, im neuen Stadtrat konstruk-

tiv die Interessen der Bürger zu vertreten. Sie wollte mit allen 

Fraktionen zusammen arbeiten, deren Interesse bei einer Stär-

kung der Schaffung von Arbeitsplätzen und Ausbildungsplät-

zen in der Stadt lagen. 

Mit dem Zusammengehen von CDU und FDP wurde jedoch 

versucht, die SPD vom Informationsfluss abzuschneiden. Für 

den Entscheidungsprozess waren so oft keine ausreichenden 

Informationen vorhanden. Häufig wurden sie auch zu spät 

geliefert. Trotz dieser Behinderungen stellte die SPD-Fraktion 

die aktive Gestaltung und nachhaltige Verbesserung des 

Lebens-, Arbeits-, und Wohnumfeldes der Bürgerinnen und 

Bürger in Papenburg in den Mittelpunkt ihrer Arbeit für die 

nächsten vier Jahre. Dabei war sie sich bewusst, dass dies vor 

dem Hintergrund der sehr schwierigen Finanzsituation ein 

ehrgeiziger politischer Anspruch war. 

Die Sicherstellung und der Ausbau einer modernen und 

leistungsfähigen Infrastruktur waren für die SPD von ent-

scheidender Bedeutung für die Lebensqualität. Gleichermaßen 

waren sie unabdingbare Voraussetzung für die Schaffung von 

mehr Wachstum und Beschäftigung. Dies galt insbesondere für 

den Hafen als Lebensnerv der Stadt. Das Problem der Ver-

schlickung des Hafens und die damit verbundenen Baggerun-

gen beunruhigten die SPD-Ratsmitglieder. Die Kosten des 

Hafens sollten zukünftig kein Tabu-Thema mehr sein. Die 

Fraktion regte an, gemeinsame Anstrengungen von Bund, 

Land, Kreis und Hafenstädten an der Ems zu unternehmen, 

damit die Kosten der Ausbaggerungen für die Ems und der 

Ems-Häfen nicht die Kommunen in ihrer Entwicklungsfähig-

keit behinderten. 

Dabei sollte auch die Möglichkeit des Baus einer Schleuse bei 

Gandersum erneut geprüft werden. Nach Auffassung der SPD 

ließen sich nur durch die Schließung der Ems bei Gandersum 

die Probleme der Verschlickung der Ems-Häfen lösen. Es 

müsste mit den Umweltverbänden offensiv darüber diskutiert 

werden, dass mit der Schließung des Sperrwerkes ein neues 

attraktives Naturreservat entstehen könnte, das für die Umwelt 

nützlicher wäre als der gegenwärtige Zustand der Ems. Außer-

dem könnte sich dadurch die Ems von Herbrum bis Gander-

sum zu einem touristischen Kleinod entwickeln.

Geschwindigkeitsbeschränkung auf der Oldenburger Straße  

Begrüßt wurde die von der SPD vorgeschlagene Umsetzung 

Maßnahme der Geschwindigkeitsbegrenzung an der Kreuzung 

Oldenburger Straße und Gutshofstraße in Aschendorfermoor. 

Jetzt wurde hier eine Tempobegrenzung auf 80 km/h festge-

setzt.  

Ebenso wurde die Forderung nach dem Bau einer Ampelanla-

ge an der Kreuzung Moorstraße Russelstraße erfüllt. Hier soll-

te es aber eine zusätzliche Verbesserung für Fußgänger und 

Fahrradfahrer geben. Sie sollten eine automatische Freischal-

tung erhalten und sie sollten nicht extra gezwungen werden, 

selbst für die Freischaltung an der Ampel zu sorgen. Statt 

gleichzeitig mit dem Autoverkehr die Kreuzung queren zu 

können, mussten sie häufig lange warten, bis ihnen die Kreu-

zung freigegeben wurde. 

Auch die Forderung nach einer Einbahnstraße am Stadion 

hatte sich bei einem Sportfest bestens bewährt. Deshalb for-

derte die SPD, dauerhaft die Straße Am Stadion vom Scheide-

schloot an als Einbahnstraße in Richtung Gutshofstraße und 

der Ahldersweg von der Gutshofstraße in Richtung Diekhaus-

straße als Einbahnstraße umzuwandeln. 

Weiter erinnerte die SPD-Fraktion an ihren Vorschlag, mit 

dem Bau eines Kreisels am Hauptkanal zwischen Russellstraße 
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und Hermann Lange Straße die Verkehrssituation am 

Hauptkanal zu verbessern. Aus dem gleichen Grund sollte die 

Rettungs-wache des Krankenhauses auf den Marktplatz verlegt 

werden.

August 2007 

PROKON muss ihre Anlage nachbessern  

PROKON versprach vor dem Bau des Heizkraftwerks, keine 

hochbelasteten Abfallstoffe zu verbrennen. Deshalb erfolgte 

der Bau des Biomasseheizkraftwerks auch mit Zustimmung 

der SPD. In einem besonderen Vertrag wurde die Verbrennung 

von hoch belasteten Schadstoffen ausgeschlossen. 

Jetzt beantragte PROKON eine Veränderung dieses Vertrages 

dahingehend, dass eine Verbrennung von Schadstoffhaltigen 

Materialien wie zum Beispiel Bahnschwellen möglich wäre. 

Damit war das Vertrauen in die Umweltverträglichkeit des 

Biomasseheizkraftwerkes in Frage gestellt. Um das verlorene 

Vertrauen neu aufzubauen, forderte die SPD-Fraktion eine 

Nachrüstung des Biomasseheizkraftwerkes auf den neuesten 

Stand der Technik. 

Bei dem Genehmigungsverfahren in Bützflethersand in Stade 

war PROKON-Nord auf Druck der Bevölkerung bereit, um 25 

– 50 % niedrige Vorhaltewerte gegenüber der Bundesimmis-

sionsschutzverordnung bei der dort geplanten Anlage vorzu-

nehmen. Jetzt sollte nach diesen Vorgaben von der dortigen 

Verwaltung ein entsprechender Vertrag mit PROKON-Nord 

ausgehandelt werden. Die Stadt Stade war somit in der 

Lage, Bedingungen zu stellen, die weitergehende 

Umweltbedingun-gen enthalten und Menschen und Natur 

schützen. 

SPD-Ratsherr Peter Raske fragte, warum dagegen in Papen-

burg jetzt unbedingt eine Vertragsänderung durchgesetzt 

werden sollte und warum dieser Vertrag so nicht weiter be-

stehen bleiben könnte? Er erinnert daran, dass Grenzwerte 

zur Bewertung von Technik geschaffen wurden und nicht, 

um Menschen mehr Schadstoffe zu zumuten. 

Für den Fall, dass PROKON an der Verbrennung von Bahn-

schwellen festhielt, forderte die SPD-Fraktion eine toxikolo-

gische Begleitung der Verbrennung, um die Änderungen der 

Staubzusammensetzung und der Emissionen zu untersuchen. 

Unabhängig von der Vertragsänderung sollte die Stadtver-

waltung bei PROKON darauf hin wirken, eine Erhöhung der 

Verbrennungstemperatur auf mindestens 850 °C vorzunehmen. 

Außerdem forderte die SPD einen Anlagenanschluss an ein 

Emissionsfernüberwachungssystem und bei Überschreitungen 

Abschaltung der Anlage. Gefordert wurde weiterhin der 

AMESA-Einbau sowie Messeinrichtung zur Überwachung der 

Quecksilberemission und monatliche Schwermetallmessung. 

Für den Fall der Genehmigung der Vertragsänderung forderte 

die SPD in der Folge eine Untersuchung der Auswirkungen der 

geänderten Anlagen-Emissionen auf die Region um Papen-

burg. 

Die SPD-Fraktion führte eine Bürgerversammlung zum Thema 

Bahnschwellenverbrennung durch, von der die Ems-Zeitung 

berichtete.
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SPD vermutet Chaos in der Bauverwaltung  

Nachdem die angekündigte Sperrung der Seeschleuse kurz-

fristig vertagt wurde, fragten sich die Ratsmitglieder, ob die 

Verwaltung noch Herr des Verfahrens war? 

Nachdem die SPD-Fraktion bei der letzten Ratssitzung der 

Wiederwahl des Stadtbaurates zustimmte, entstanden vor dem 

Hintergrund der jetzt bekannt gewordenen Zustände der 

Schleusen und des Hafens Zweifel, ob diese Entscheidung 

richtig war. 

Wie konnte es geschehen, dass unmittelbar nach Veröffent-

lichung des Schließungstermins für die Seeschleuse dieser 

Termin verschoben wurde, weil angeblich für die Reparatur 

notwendige Materialien und Gerätschaften nicht verfügbar 

waren. Hätte dies nicht vor der Absprache des Schliessungs-

termins geklärt werden müssen oder gab es andere Gründe für 

die Verschiebung? Könnte es sein, dass die Beschädigung der 

Schleuse wesentlich größer war und bei der Reparatur mit 

einem unkalkulierbaren längeren Ausfall gerechnet werden 

musste. Waren auch Zulieferungen zur Meyer-Werft 

gefährdet? 

Das Problem der Verschlickung des Hafens und die damit 

verbundenen Kosten beunruhigten die SPD-Ratsmitglieder 

ebenfalls. Es stellte sich die Frage, ob die notwendigen 

Reparaturkosten und Hafeninvestitionskosten nicht wesentlich 

höher veranschlagt werden müssten als bisher bekannt war und 

ob sie schon vor der Wiederwahl von Dirk Landeck bekannt 

waren? Welche Rolle spielte bei der Terminierung der Ent-

scheidung die Wiederwahl von Dirk Landeck der Bürger-

meister? Kannte er die Probleme der Schleusenreparatur-

kosten? Die SPD-Fraktion forderte, die nächste Ratssitzung 

mit einem Nachtragshaushalt vorzuziehen und dort das ganze 

Ausmaß der Hafeninvestitionskosten einschließlich der Kosten 

für das für das Bioethanolwerk notwendige Wendebecken 

darzustellen. Die Kosten des Hafens dürften zukünftig kein 

Tabu-Thema mehr sein. 
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Mangelnde Information über Rektorenvakanz in Papenburger Schulen   

Die SPD-Fraktion war verwundert darüber, dass sie über das 

Ausmaß des Rektorenmangels in Papenburger Schulen erst 

über die Zeitung informiert wurde. Warum wurde dieses 

Problem nicht bereits in der letzten Schulausschusssitzung 

behandelt? „Wollte die Ausschussvorsitzende AnnettePöttker 

von den Problemen der Schulen ablenken oder ist der Kita-

/Schul- und Jugendausschuss zu groß, um allen Bereichen 

ausreichend Platz für eine Information und Diskussion 

einzuräumen?“ fragte SPD-Ratsherr Peter Raske. Die 

Probleme bei der Besetzung der Schulleiterstellen hätten 
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größtenteils schon bei der letzten Kita- /Schul- und 

Jugendausschusssitzung bekannt sein müssen, meinte er.  

Die mangelnde Bereitschaft der Lehrer, sich der Verantwor-

tung für eine Schulleitung zu stellen, wäre für Papenburger 

Verhältnisse ungewohnt. Gründe für diese Zurückhaltung sah 

die SPD in der jahrelangen Vernachlässigung der Schulen bei 

der baulichen und sachlichen Ausstattung. Gerade die Schul-

leiterstelle der Realschule machte deutlich, dass hier auf den 

zukünftigen Leiter oder die Leiterin eine Sisyphusarbeit 

zukämen, um sich als attraktive Schulform gegenüber einem 

vom Landkreis bestens ausgestattetem Gymnasium behaupten 

zu können. 

Es fehlte außerdem für die Grundschulen ein Entwicklungs-

plan, der die Entwicklung der Schülerzahlen für die nächsten 5 

Jahre berücksichtigt und Modelle mit unterschiedlichen 

Schuleinzugsgebieten aufzeigte, bemängelte SPD-Ratsherr 

Bernhard Schmees. Ein solcher Plan würde auch potentiellen 

Bewerbern für eine Schulleiterstelle Sicherheit geben, dass die 

Schulleiterstelle auch dauerhaft Bestand hätte. 

SPD-Ratsherr Jürgen Broer forderte Frau Pöttker auf, ihre 

Aufgabe als Ausschussschussvorsitzende ernst zu nehmen und 

nicht nur Themen auf die Tagesordnung zu bringen, mit denen 

sie glänzen könnte. Es wäre auch ihre Aufgabe, auf Schwierig-

keiten hinzuweisen und die Verwaltung zu veranlassen, Lösun-

gen dafür zu erarbeiten.

Ems-Zeitung 12.08.2007 

Forderung  für Unterstützung von Kindern mit SGB II-Bezug bei 

Schulmaterialien  

Seit Anfang des Jahres 2005 war die SGB II-Regelung in Kraft 

getreten. Danach bezogen in der Bundesrepublik etwa 5,6 Mio. 

Menschen das so genannte Arbeitslosengeld II. Nach Schät-

zungen der Gewerkschaft verdi Osnabrück/Emsland gab es ca. 

2.500 schulpflichtige Kinder im Landkreis Emsland, die von 

Sozialgeld leben mussten. Für diese Kinder war der geringe 

Regelsatz von 208 € äußerst prekär, da er nicht nur viel zu 

niedrig angesetzt war, sondern auch noch den für die Zukunft 

der Kinder enorm wichtigen Posten Bildung einfach ausklam-

merte. 

Die SPD im Emsland unterstützte die Gewerkschaft verdi in 

ihrer Forderung nach der Einrichtung eines kommunalen 

Fonds, aus dem die Mittel zur Anschaffung der Schulmate-

rialien für SGB II-Empfänger bezahlt werden könnten. Gleich-

zeitig bekräftigte sie ihre Forderung nach Wiedereinführung 

der landesweiten Lernmittelfreiheit. 

Die Lernmittelfreiheit wurde in Niedersachsen zum Ende des 

Schuljahres 2003/2004 abgeschafft. Eltern konnten seitdem 

den Großteil der Schulbücher über die Schulen gegen eine 

pauschale Gebühr ausleihen, oder sie mussten die Bücher aus 

eigener Tasche bezahlen. Arbeitslose und Sozialhilfeberech-

tigte waren von der Ausleihgebühr befreit. Aber für Arbeits-

hefte, Schreibhefte, Stifte, Blöcke, Malutensilien, Kopiergeld, 

Sportsachen, einfache Ausflüge und Wandertage, Theaterbe-

suche u.ä., Klassenkasse usw. erhielten die betroffenen 

Familien im Monat keinen Cent. Je nach Schulstufe konnten so 

Kosten zwischen 100 und 300 € pro Kind und Schuljahr 

entstehen. 

Für die SPD durfte das Einkommen der Eltern keinen Einfluss 

auf die Bildungschancen der Kinder haben. Genau dies war 

aber der Fall, wenn die Eltern von einem viel zu niedrigem 

Einkommen lebten und ihre Kinder von einem Regelsatz, 

welcher ebenfalls viel zu gering war, das Essen, die Kleidung, 

die Spielsachen und eben die Schule finanzieren sollte. 

Zum Start und zur Erprobung sollte das Zentrum für Arbeit im 

Emsland einen Fonds einrichten, so dass für jedes Kind zu-

nächst durchschnittlich 100 € pro Schuljahr zur Verfügung 

stünden. Dieser Zuschuss würde im Einzelfall bedarfsorientiert 

gewährt. Sollte sich herausstellen, dass der allgemeine Bedarf 

höher war, müsste der Fonds entsprechend aufgestockt werden.
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